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KIEL Thomas Hölck ist auf
der Zinne. „Schleswig-Hol-
stein braucht eine echte
Landeswohnungsgesell-
schaft mit einem klaren
Auftrag: mehr bezahlbaren
Wohnraum schaffen, die-
sen dauerhaft sichern und
Bauland entwickeln“, sagt
der wohnungspolitische
Sprecher der SPD-Fraktion.
„Nicht irgendwann, son-
dern jetzt.“
Nur so könnten mehr

günstige Wohnungen ent-
stehen: „Dort, wo der
Markt versagt, muss der
Staat selbst handeln. Unser
Ziel ist, dass die öffentliche
Hand wieder stärker selbst
Wohnungen baut und
dauerhaft bezahlbaren
Wohnraum schafft“, sagt
Hölck, der dazu einen An-
trag für die Landtagssit-
zung in der kommenden
Woche eingereicht hat.

Parallelstrukturen,
wenn das Land eingreift?

Doch Innenministerin
Magdalena Finke spricht
sich dagegen aus. Die CDU-
Politikerin beruft sich auf
ein hausinternes Gutach-
ten, das unserer Redaktion
vorliegt. Darin steht, dass
eine „marktgestaltende
Rolle“ einer Landesent-

wicklungsgesellschaft zu
Parallelstrukturen und
Dopplungen führen könnte.
„Das bestätigt den klaren

Kurs des Koalitionsvertra-
ges, keine Landesbaugesell-
schaft zu gründen, sondern
mit einer beratenden und
unterstützenden Landes-
entwicklungsgesellschaft
primär den kommunalen
Wohnungsbau substanziell
zu stärken.“
Im Koalitionsvertrag ha-

ben sich CDU und Grüne
dazu verpflichtet, mit einer
Landesentwicklungsgesell-
schaft schneller bezahlba-
ren Wohnraum zu schaffen,
indem sie Wohnungsbauge-
nossenschaften und -ge-
sellschaften unterstützen
und Anreize für Neugrün-

dungen setzen. „So wollen
wir auch zusätzlich Bun-
des- und Landesmittel für
den öffentlichen Woh-
nungsbau erschließen und
zu einer Stärkung des kom-
munalen Wohnungsbaus
beitragen“, heißt es dort.
Hölck reicht das nicht

aus. „Gerade kleinere Kom-
munen stoßen beim Woh-
nungsbau oft an ihre Gren-
zen – sei es wegen fehlen-
der Kapazitäten, fehlendem
Know-how oder zu geringer
Größe für eine eigene Ge-
sellschaft. Eine landesweite
Wohnungsgesellschaft
kann hier Kompetenzen
bündeln, Kommunen
unterstützen und dort bau-
en, wo der Bedarf groß ist.“

Breitner stellt sich gegen
Hölcks Vorschlag

Finke sagt hingegen:
„Unser Ziel ist es, denWoh-
nungsbau dort zu unter-
stützen, wo wir es können.
Dies tun wir mit einer so-
zialen Wohnraumförde-
rung auf Rekordniveau, die
wir auch 2027 fortsetzen
werden, und mit unserem
Regelstandard Erleichter-
tes Bauen, der zeigt, wie
kostengünstiger gebaut
werden kann.“
Das findet auch Andreas

Breitner gut. Der Direktor
des Verbandes norddeut-

scher Wohnungsunterneh-
men hält nichts vom Vor-
schlag seines Parteifreun-
des Hölck. Es sei zwar ein
Fehler gewesen, dass die
sozialdemokratische Re-
gierung unter Ministerprä-
sidentin Heide Simonis
einst die landeseigene
Wohnungsbaugesellschaft
verkauft habe. „Aber das
hat sich mittlerweile arron-
diert. Es braucht keinen

weiteren Player auf dem
Feld.“ Denn es gebe genug
gemeinwohlorientierte
Wohnungsunternehmen.
Deshalb unterstützt Ex-

Innenminister Breitner
Finkes Plan und hofft auf
Unterstützung der Kom-
munen bei der Grund-
stücks-, Stadt- und Ge-
meindeplanung, denn die
seien oft überfordert. „Das
wäre ein guter Beitrag für

mehr sozialen Wohnungs-
bau.“ Deshalb haben CDU
und Grüne auch einen Al-
ternativantrag zu dem von
Hölck gestellt: „Mit der ge-
planten Gründung einer
Landesentwicklungsgesell-
schaft soll das Land eine
Organisation schaffen,
welche die Kommunen bei
der Schaffung von Wohn-
raum beratend unter-
stützt“, heißt es darin.

E s war ein Fehler. Und
zwar ein großer. Dass
die SPD-geführte Lan-

desregierung ihre Anteile an
derWohnungsentwicklungs-
gesellschaft verkauft hat, hat
ihr zwar kurzfristig Geld in
die Kassen gespült, aber da-
mit hat sie sich selbst poli-
tischen Gestaltungsspiel-
raum genommen.
Denn die Privatwirtschaft

ist nun mal deutlich gewinn-
orientierter als die öffent-
liche Hand – und das haben
viele Mieter in Schleswig-
Holstein zu spüren bekom-
men.
Nun ist es sicher richtig,

dass der Staat nicht alles
regeln muss, kann oder soll-
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te. Aber dort, wo es die öf-
fentliche Daseinsvorsorge
betrifft, muss der Staat ein-
greifen, um auch den Men-
schen eine würdige Existenz
zu ermöglichen, die ansons-
ten unter die Räder zu kom-
men drohen.
Dass die Landesregierung

jetzt ein bisschen die berät,
die sozialen Wohnraum
schaffen wollen, ist be-
stimmt aller Ehren wert,
aber vor allem eines: kos-
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tengünstig. Und dass Woh-
nungsunternehmer sagen,
dass sie das auch allein könn-
ten, ist klar, denn sie wollen
sich keine unnötige Konkur-
renz schaffen. Nur am Ende
zählt, was hinten raus-
kommt: und das sind zu
wenige Wohnungen.
Der große Wurf aus Kiel

bleibt jedenfalls aus, weil
das Land nicht selbst Woh-
nungen bauen will. Doch
damit gefährdet es den Zu-
sammenhalt der Gesell-
schaft. Denn wenn immer
mehr Leute keinen bezahl-
baren Wohnraum finden, ist
das sozialerSprengstoff.Und
wer den nicht entschärft,
handelt grob fahrlässig.

Will Wohnungsbaugesellschaf-
ten beraten: Magdalena Finke.
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KIEL Moritz Schularick will
„noch schärfer gucken, noch
schärfer analysieren“. Für
diesesZiel bekommtderPrä-
sidentdesKieler Instituts für
Weltwirtschaft (IfW) nun
prominente Unterstützung:
Die von Marc und Sophie
Fielmann insLebengerufene
Förderstiftungermöglichtab
April eine neue Professur für
globale Transformation.
Dass ausgerechnet die Op-

tiker-Familie dem Institut
undderChristian-Albrechts-
Universität zu Kiel (CAU)
unter die Arme greift, hat
Symbolkraft. Was das Unter-
nehmen für die Sehkraft sei-
ner Kunden leistet, soll der
neue Professor nun im über-
tragenen Sinne für die Wis-
senschaft tun: den Durch-
blick behalten. Und bei den
wirtschaftlichen Folgen glo-
baler Krisen undKriege noch
genauer hinsehen. „Ange-
sichts der aktuellen Heraus-
forderungen erweitert die
Professur unsere personel-
len und finanziellen Kapazi-
täten erheblich“, sagt Schul-
arick.
Sein neuer Job biete die

Gelegenheit, langfristige glo-
bale Umbrüche „in ihren
vielfachen Verflechtungen
zu untersuchen – von wirt-
schaftlicher Entwicklung in
schrumpfenden Regionen
über Fluchtmigration bis hin

zu Kriegs- und Nachkriegs-
transformationen“, sagt der
frisch berufene Professor
Sebastian Till Braun.
Der 47-Jährige hat seine

Promotion an der Hum-
boldt-Universität zu Berlin
mit der Bestnote „summa
cum laude“ abgeschlossen,
vor seiner Berufung nach
Kiel war er unter anderem
an den Universitäten Bay-

reuth und St Andrews in
Schottland tätig.
Das 1914 gegründete Ins-

titut zählt zu den führen-
den deutschen Wirtschafts-
forschungsinstituten und
wird im Wesentlichen
durch Bund und Land fi-
nanziert. Nur Brauns Stelle
zahlt die Fielmann Förder-
stiftung. Dotiert ist sie mit
knapp einer Million Euro

Marc Fielmann finanziert Professur des Kieler Instituts für Weltwirtschaft in Kiel

IfW-Präsident Moritz Schularick (v. l.), Sebastian Till Braun, Ministerpräsident Daniel Günther und Unternehmer Marc Fielmann im Ge-
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für rund fünf Jahre. „Gera-
de in Zeiten knapper öffent-
licher Mittel ist privates En-
gagement entscheidend,
um innovative Forschung
und gesellschaftlich rele-
vante Themen voranzu-
bringen“, sagt Marc Fiel-
mann bei der Vorstellung
des Professors in Kiel.
„Wenn wir erfolgreich sein
wollen, ist es wichtig, dass

Politik, Wirtschaft und
Wissenschaft eng zusam-
menarbeiten“, sagt der Vor-
standsvorsitzende der Fiel-
mann-Gruppe, dessen Ver-
mögen das Forbes Magazin
auf 3,6 Milliarden US-Dol-
lar schätzt.
Marcs Vater Günther

Fielmann, Ehrenbürger des
Landes, war bis zu seinem
Tod im Jahr 2024 für sein

gesellschaftliches Engage-
ment bekannt. Seine Kinder
wollen dieses Vermächtnis
fortführen. „Ich fühle mich
als Schleswig-Holsteiner
meiner Heimat verpflich-
tet“, sagt Marc Fielmann.
Mit der neuen Professur
wolle die Stiftung nicht nur
die Wettbewerbsfähigkeit
des Instituts stärken, son-
dern auch „wichtige Impul-
se für einen fundierten wis-
senschaftlichen Diskurs aus
Norddeutschland in die
Welt senden“. Für Marc
Fielmann schließt sich da-
mit auch ein persönlicher
Kreis: Er selbst war bereits
während seiner Studienzeit
als Praktikant am IfW tätig.
Ministerpräsident Daniel

Günther (CDU) dankt den
Kindern des Brillen-Fir-
mengründers. „Mit Stif-
tungsprofessuren haben wir
in Schleswig-Holstein nicht
so viele Erfahrungen. Ich
wünsche mir aber, dass euer
Beispiel auch andere hell-
hörig macht“, sagt Günther.
Am IfW würden globale

Umbrüche nicht nur analy-
siert, sondern auch konkre-
te Lösungsvorschläge er-
arbeitet. Günther: „So kön-
nen wissenschaftliche Er-
kenntnisse direkt in Politik,
Wirtschaft und Gesell-
schaft einfließen und dabei
helfen, auf die aktuellen
weltpolitischen Herausfor-
derungen zu reagieren.“

Schwarz-Grün will keine eigenen Wohnungen bauen

Sozialen Sprengstoff entschärfen

Vom Praktikanten zum Millionen-Stifter
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